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Bildhinweise zur Pressemitteilung des zivilgesellschaftlichen Aktionsbündnisses für die UN-Erklärung der Rechte von Kleinbauern und -bäuerinnen

Abstimmungstafel
Der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen (UN) hat mit großer Mehrheit die Erklärung für die „Rechte von Kleinbauern und anderen Menschen, die in ländlichen Regionen arbeiten“ angenommen. 33 Staaten stimmten dafür, Deutschland enthielt sich. „Das Verhalten der Bundesregierung ist ein Armutszeugnis. Sie hat sich von Anfang an gegen zentrale Inhalte der Erklärung gestellt. Das widerspricht auch dem Koalitionsvertrag, in dem die Förderung von Kleinbauern zentral verankert ist“, sagt Jan Urhahn von INKOTA.
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Quinua-Bäuerin Doña Lydia bei ANAPQUI, Bolivien
Kleinbäuerinnen und -bauern mit weniger als zwei Hektar Land liefern nach wie vor 70 Prozent der Nahrungsmittel weltweit. Sie brauchen ein langfristig planbares Einkommen, um in ihre Betriebe investieren zu können. Hier setzt der Faire Handel an: Er unterstützt die Produzent/-innen dabei, nachhaltige Anbaumethoden umzusetzen und gewährleistet ein sicheres und stabiles Einkommen. Faire Bio-Quinua bezieht die GEPA z. B. von der Kleinbauerngenossenschaft ANAPQUI in Bolivien. 
„Die UN-Erklärung stärkt uns darin, die zunehmende Verdrängung von Kleinbauern zu stoppen, Landflucht zu vermeiden, das Klima zu schützen und Ernährungssouveränität zu erlangen“, so Paula Gioia von der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) und der Europäischen Koordination von Via Campesina (ECVC).
Foto: GEPA – The Fair Trade Company/C. Nusch
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